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N A C H R U F

Der Landkreis und das Landratsamt Kulmbach trauern um   

Herrn Oberamtsmeister a. D. 
Nikolaus Göldel

Bis zu seinem Ausscheiden im Januar 1995 war der Verstorbene über mehr als drei Jahrzehnte in den 
Hauptverwaltungen der Landratsämter Stadtsteinach und Kulmbach tätig.

Mit Nikolaus Göldel verlieren wir einen verdienten, sorgfältigen und loyalen ehemaligen Mitarbeiter. 
Seine Aufgaben erfüllte er stets mit Kompetenz, Gewissenhaftigkeit und großer Zuverlässigkeit.

Das ehrende Gedenken, das wir ihm bewahren, ist verbunden mit dem Dank für seinen Einsatz um das 
Wohl des Landkreises Kulmbach und seiner Bürgerinnen und Bürger.

Unser tiefes Mitgefühl gilt seinen Angehörigen und Hinterbliebenen.

Landratsamt Kulmbach

	 Klaus Peter Söllner	 Andreas Hahn
	 Landrat	 Personalratsvorsitzender
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BEKANNTMACHUNG	 Verwaltungsgemeinschaft
� Kasendorf

Haushaltssatzung 
der Verwaltungsgemeinschaft Kasendorf (Landkreis Kulmbach)

für das Haushaltsjahr 2024

Auf Grund der Art. 8 und 10 der Verwaltungsgemeinschaftsordnung 
(VGemO) i.V.m. Art. 40 KommZG (BayRS 2020-6-1-l) und Art. 63 ff. 
der Gemeindeordnung (GO) erlässt die Verwaltungsgemeinschaft 
Kasendorf folgende, mit Schreiben das Landratsamtes Kulmbach 
vom 02.05.2024 (AZ 21-941) genehmigte

Haushaltssatzung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2024 wird hiermit festgesetzt; er schließt
im Verwaltungshaushalt
in Einnahmen und Ausgaben mit	 726.600 €
und
im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit	 55.000 €
ab.

§ 2
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsfördermaßnah-
men sind nicht vorgesehen.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt.

§ 4
(1)	Verwaltungsumlage

	 1.	 Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf 
(Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungs-
haushalt wird für das Haushaltsjahr 2024 auf 605.400 € fest-
gesetzt und nach dem Verhältnis der Einwohnerzahl der Mit-
gliedsgemeinden bemessen.

	 2.	 Für die Berechnung der Verwaltungsumlage wird die maßge-
bende Einwohnerzahl nach dem Stand vom 30. Juni 2023 auf 
3.688 Einwohner festgesetzt.

	 3.	 Die Verwaltungsumlage wird je Einwohner auf 164,15 € fest-
gesetzt.

(2)	Investitionsumlage

	 Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben.

§ 5
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 15.000 € festgesetzt.

§ 6
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2024 in Kraft.

Kasendorf, 07. Mai 2024
Verwaltungsgemeinschaft Kasendorf
Norbert Groß
Gemeinschaftsvorsitzender

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen gemäß Art. 10 
VGemO i.V.m. Art. 27 Abs. 1 KommZG i. V. m. § 4 der Bekanntma-
chungsverordnung während der Dauer ihrer Gültigkeit in der Ge-
schäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft innerhalb der allgemei-
nen Geschäftsstunden zur Einsicht bereit.

BEKANNTMACHUNG	  Jägersbrunn -
		  Wasserverband Alladorf

Haushaltssatzung des Jägersbrunn - Wasserverbandes Alladorf
für das Haushaltsjahr 2024

vom 05.04.2024

Auf Grund von § 65 des Wasserverbandsgesetzes - WVG - vom 12. 
Februar 1991 (BGBl I S. 405), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. 
Mai 2002 (BGBl I S. 1578) in Verbindung mit §§ 64 ff. der Ersten Ver-

ordnung über die Wasser- und Bodenverbände – 1. WasserverbandV 
– in der aktuellen Fassung erlässt der Jägersbrunn - Wasserverband 
Alladorf folgende Haushaltssatzung: 

§ 1
Der rückwirkende Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird 
entsprechend des Beschlusses der Jahreshauptversammlung vom 
05.04.2024 festgesetzt. Er schließt 
im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben insgesamt mit	 27.900 €
und 
im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 	  3.500 €.

§ 2
Der Wasserpreis bleibt wie im Vorjahr bei 1,30 € je Kubikmeter Was-
ser. Die Grundgebühr beträgt im laufenden Haushaltsjahr weiter-
hin 90 € pro Wasseruhr.

Der Anschlussbeitrag für innerörtliche Neuanschlüsse beträgt wie 
im Vorjahr 3.200 €.

§ 3
Diese Haushaltssatzung tritt mit sofortiger Wirkung für das Haus-
haltsjahr und den zugehörigen Ablesezeitraum von September 2023 
bis September 2024 in Kraft.

Alladorf, 05. April 2024
Jägersbrunn - Wasserverband Alladorf
Franz Hächl
Verbandsvorsitzender

BEKANNTMACHUNG	 Gemeinde Neuenmarkt

Verordnung über die Reinhaltung und Reinigung der öffentlichen 
Straßen und die Sicherung der Gehbahnen im Winter

(Reinigungs- und Sicherungsverordnung)

Vom 07. Mai 2024

Auf Grund des Art. 51 Abs. 4 und 5 des Bayerischen Straßen- und 
Wegegesetzes (BayStrWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
05. Oktober 1981 (BayRS 91-1-I), zuletzt geändert durch Art. 13 a Abs. 
1 des Gesetzes zur Stärkung des Radverkehrs in Bayern (Bayeri-
sches Radgesetz – BayRadG – vom 24. Juli 2023 (GVBl S. 371), erlässt 
die Gemeinde Neuenmarkt folgende Verordnung:

Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Inhalt der Verordnung 

Diese Verordnung regelt Inhalt und Umfang der Reinhaltungs-, Rei-
nigungs- und Sicherungspflichten auf den öffentlichen Straßen in 
der Gemeinde Neuenmarkt.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

Öffentliche Straßen, Gehbahnen, geschlossene Ortslage 

(1) Öffentliche Straßen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem 
öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege und Plätze mit 
ihren Bestandteilen im Sinne des Art. 2 Nr. 1 BayStrWG oder des 
§ 1 Abs. 4 Nr. 1 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in der je-
weiligen Fassung. Hierzu gehören insbesondere die Fahrbahnen, 
die Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, die Geh- und 
Radwege, die gemeinsamen Geh- und Radwege und die der Stra-
ße dienenden Gräben, Böschungen, Stützmauern und Grünstreifen. 
Die Bundesautobahnen sind keine öffentlichen Straßen im Sinne 
dieser Verordnung. 

(2) 	Gehbahnen sind 
	 a) 	die für den Fußgängerverkehr bestimmten, befestigten und 

abgegrenzten Teile der öffentlichen Straßen (insbesonde-
re Gehwege sowie gemeinsame Geh- und Radwege) und die 
selbstständigen Gehwege sowie die selbstständigen gemein-
samen Geh- und Radwege oder

	 b) 	in Ermangelung einer solchen Befestigung oder Abgrenzung, 
die dem Fußgängerverkehr dienenden Teile am Rande der 
öffentlichen Straßen in einer Breite von 1 Meter, gemessen 
vom begehbaren Straßenrand aus. 



(3) 	Geschlossene Ortslage ist der Teil des Gemeindegebiets, der in 
geschlossener oder offener Bauweise zusammenhängend be-
baut ist. Einzelne unbebaute Grundstücke, zur Bebauung unge-
eignetes oder ihr entzogenes Gelände oder einseitige Bebauung 
unterbrechen den Zusammenhang nicht (Art. 4 Abs. 1 Satz 2 und 
3 BayStrWG). 

Reinhaltung der öffentlichen Straßen

§ 3 
Verbote

(1) 	Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit ist es un-
tersagt, öffentliche Straßen mehr als nach den Umständen un-
vermeidbar zu verunreinigen oder verunreinigen zu lassen. 

(2) 	Insbesondere ist es verboten, 
	 a)	 auf öffentlichen Straßen Putz- oder Waschwasser, Jauche 

oder sonstige verunreinigende Flüssigkeiten auszuschütten 
oder ausfließen zu lassen, Fahrzeuge, Maschinen oder sonsti-
ge Geräte zu säubern, Tierfutter auszubringen;

	 b) 	Gehwege durch Tiere verunreinigen zu lassen;
	 c) 	Steine, Bauschutt, Holz, Schrott, Gerümpel, Verpackungen, 

Behältnisse sowie Eis und Schnee 
1. 	auf öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder zu 

lagern,
2. 	neben öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder 

zu lagern, wenn dadurch die Straßen verunreinigt werden 
können,

3. 	in Abflussrinnen, Kanaleinlaufschächte, Durchlässe oder 
offene Abzugsgräben der öffentlichen Straßen zu schütten 
oder einzubringen.

(3) 	Das Abfallrecht bleibt unberührt. 

Reinigung der öffentlichen Straßen

§ 4 
Reinigungspflicht

(1)	Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit haben die 
Eigentümer und die zur Nutzung dinglich Berechtigten von 
Grundstücken, die innerhalb der geschlossenen Ortslage an die 
im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführten öffent-
lichen Straßen angrenzen (Vorderlieger) oder über diese öffent-
lichen Straßen mittelbar erschlossen werden (Hinterlieger), 
die in § 6 bestimmten Reinigungsflächen gemeinsam auf eigene 
Kosten zu reinigen. Grundstücke werden über diejenigen Stra-
ßen mittelbar erschlossen, zu denen über dazwischenliegende 
Grundstücke in rechtlich zulässiger Weise Zugang oder Zufahrt 
genommen werden darf. 

(2) 	Grenzt ein Grundstück an mehrere im Straßenreinigungsver-
zeichnis (Anlage) aufgeführte öffentliche Straßen an oder wird 
es über mehrere derartigen Straßen mittelbar erschlossen oder 
grenzt es an eine derartige Straße an, während es über eine an-
dere mittelbar erschlossen wird, so besteht die Verpflichtung für 
jede dieser Straßen. 

(3) 	Die Vorderlieger brauchen eine öffentliche Straße nicht zu rei-
nigen, zu der sie aus tatsächlichen oder aus rechtlichen Grün-
den keinen Zugang und keine Zufahrt nehmen können und die 
von ihrem Grundstück aus nur unerheblich verschmutzt werden 
kann. 

(4) 	Keine Reinigungspflicht trifft ferner die Vorder- oder Hinterlie-
ger, deren Grundstücke einem öffentlichen Verkehr gewidmet 
sind, soweit auf diesen Grundstücken keine Gebäude stehen. 

(5) 	Zur Nutzung dinglich Berechtigte im Sinne des Absatzes 1 sind 
die Erbbauberechtigten, die Nießbraucher, die Dauerwohn- und 
Dauernutzungsberechtigten und die Inhaber eines Wohnungs-
rechtes nach § 1093 BGB.

§ 5 
Reinigungsarbeiten

Zur Erfüllung ihrer Reinigungspflicht haben die Vorder- und Hin-
terlieger die im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführ-
ten öffentlichen Straßen, und zwar innerhalb der in § 6 genannten 
Reinigungsflächen, zu reinigen. 
Sie haben dabei die Gehwege, die gemeinsamen Geh- und Radwe-
ge, die Radwege und die innerhalb der Reinigungsflächen befind-
lichen Teile der Fahrbahn (einschließlich der Parkstreifen) nach 
Bedarf

a) 	zu kehren und den Kehricht, Schlamm und sonstigen Unrat zu 
entfernen (soweit eine Entsorgung in üblichen Hausmülltonnen 
für Biomüll, Papier oder Restmüll oder in Wertstoffcontainern 
möglich ist); entsprechendes gilt für die Entfernung von Unrat 
auf den Grünstreifen. 

	 Im Herbst sind die Reinigungsarbeiten bei Laubfall, soweit 
durch das Laub – insbesondere bei feuchter Witterung – die Si-
tuation als verkehrsgefährdend einzustufen ist, ebenfalls durch-
zuführen.

b) 	von Gras und Unkraut sowie Moos und Anflug von sonstigen 
Pflanzen zu befreien, soweit es aus Ritzen und Rissen im Stra-
ßenkörper wächst.

c) 	 insbesondere nach einem Unwetter sowie bei Tauwetter, die Ab-
flussrinnen und Kanaleinläufe freizumachen, soweit diese in-
nerhalb der Reinigungsfläche (§ 6) liegen. 

§ 6
Reinigungsfläche

(1) 	Die Reinigungsfläche ist der Teil der öffentlichen Straßen, der 
zwischen der gemeinsamen Grenze des Vorderliegergrundstücks 
mit dem Straßengrundstück,

	 und 
	 a) bei Straßen der Gruppe A des Straßenreinigungsverzeichnis-

ses (Anlage) der Fläche außerhalb der Fahrbahn,
	 b) bei Straßen der Gruppe B des Straßenreinigungsverzeich-

nisses (Anlage) einer parallel zum Fahrbahnrand in einem 
Abstand von 1 Meter verlaufenden Linie innerhalb der Fahr-
bahn,

	 c) bei Straßen der Gruppe C des Straßenreinigungsverzeichnis-
ses (Anlage) der Fahrbahnmitte bzw. der Straßenmitte

	 liegt, wobei Anfang und Ende der Reinigungsfläche vor einem 
Grundstück jeweils durch die von den Grundstücksgrenzen aus 
senkrecht zur Straße gezogenen Linien bestimmt werden.

(2) 	Bei einem Eckgrundstück gilt Absatz 1 entsprechend für jede 
öffentliche Straße, an die das Grundstück angrenzt, einschließ-
lich der gegebenenfalls in einer Straßenkreuzung liegenden 
Flächen.

§ 7
Gemeinsame Reinigungspflicht der Vorder- und Hinterlieger

(1)	Die Vorderlieger tragen gemeinsam mit den ihnen zugeordneten 
Hinterliegern die Reinigungspflicht für ihre Reinigungsflächen. 
Sie bleiben auch dann gemeinsam verantwortlich, wenn sie sich 
zur Erfüllung ihrer Pflichten anderer Personen oder Unterneh-
mer bedienen; das Gleiche gilt auch für den Fall, dass zwischen 
Vorder- und Hinterliegern Vereinbarungen nach § 8 (Aufteilung 
der Reinigungsarbeiten) abgeschlossen sind. 

(2)	Ein Hinterlieger ist dem Vorderlieger zugeordnet, über dessen 
Grundstück er Zugang oder Zufahrt zu derselben öffentlichen 
Straße nehmen darf, an die auch das Vorderliegergrundstück 
angrenzt.

§ 8
Aufteilung der Reinigungsarbeiten bei Vorder- und Hinterliegern

(1) 	Es bleibt den Vorder- und Hinterliegern überlassen, die Auftei-
lung der auf sie treffenden Arbeiten untereinander durch Ver-
einbarung zu regeln. 

(2) 	Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so kann jeder Vor-
der- oder Hinterlieger eine Entscheidung der Gemeinde über 
die Reihenfolge und die Zeitdauer, in der sie ihre Arbeiten zu 
erbringen haben, beantragen. Unterscheiden sich die Grund-
stücke der einander zugeordneten Vorder- und Hinterlieger hin-
sichtlich der Flächen wesentlich, kann die Entscheidung bean-
tragt werden, dass die Arbeiten nicht in gleichen Zeitabständen 
zu erbringen sind, sondern dass die Zeitabschnitte in demselben 
Verhältnis zueinanderstehen, wie die Grundstücksflächen.

Sicherung der Gehbahnen im Winter

§ 9 
Sicherungspflicht 

(1) 	Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum 
oder Besitz haben die Vorder- und Hinterlieger die in § 11 be-
stimmten Abschnitte der Gehbahnen (Sicherungsfläche) der öf-
fentlichen Straßen, die an ihr Grundstück angrenzen oder ihr 
Grundstück mittelbar erschließen, auf eigene Kosten in siche-
rem Zustand zu erhalten. 
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(2) 	§ 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bis 5, §§ 7 und 8 gelten sinngemäß. Die Si-
cherungspflicht besteht für alle öffentlichen Straßen (§ 2 Abs. 1) 
innerhalb der geschlossenen Ortslage (§ 2 Abs. 3) auch wenn die-
se nicht im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführt 
sind. 

§ 10
Sicherungsarbeiten

(1)	Die Vorder- und Hinterlieger haben die Sicherungsfläche an 
Werktagen ab 07 Uhr und an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen 
ab 08 Uhr von Schnee zu räumen und bei Schnee-, Reif- oder Eis-
glätte mit geeigneten abstumpfenden Stoffen (z. B. Sand, Splitt), 
nicht jedoch mit Tausalz oder ätzenden Mitteln zu bestreuen 
oder das Eis zu beseitigen. Bei besonderer Glättegefahr (z. B. an 
Treppen oder starken Steigungen) ist das Streuen von Tausalz 
zulässig. Diese Sicherungsmaßnahmen sind bis 20 Uhr so oft zu 
wiederholen, wie es zur Verhütung von Gefahren für Leben, Ge-
sundheit, Eigentum oder Besitz erforderlich ist. 

(2) 	Der geräumte Schnee oder die Eisreste (Räumgut) sind neben 
der Gehbahn so zu lagern, dass der Verkehr nicht gefährdet oder 
erschwert wird. Abflussrinnen, Hydranten, Kanaleinlaufschäch-
te und Fußgängerüberwege sind bei der Räumung freizuhalten. 

§ 11 
Sicherungsfläche

(1) 	Sicherungsfläche ist die vor dem Vorderliegergrundstück inner-
halb der in § 6 genannten Reinigungsfläche liegende Gehbahn 
nach § 2 Abs. 2.

(2) 	§ 6 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

Schlussbestimmungen

§ 12 
Befreiung und abweichende Regelungen

(1)	Befreiungen vom Verbot der Straßenverunreinigung nach § 3 ge-
währt die Gemeinde, wenn der Antragsteller die unverzügliche 
Reinigung besorgt. 

(2) 	In Fällen, in denen die Vorschriften dieser Verordnung zu einer 
erheblichen unbilligen Härte führen würden, die dem Betroffe-
nen auch unter Berücksichtigung der öffentlichen Belange und 
der Interessen der übrigen Vorder- und Hinterlieger nicht zuge-
mutet werden kann, spricht die Gemeinde auf Antrag durch Be-
scheid eine Befreiung aus oder trifft unbeschadet des § 8 Abs. 2 
sonst eine angemessene Regelung. Eine solche Regelung hat die 
Gemeinde auch zu treffen in Fällen, in denen nach dieser Ver-
ordnung auf Vorder- und Hinterlieger keine Verpflichtung trifft. 
Die Entscheidung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen 
oder Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten

Gemäß Art. 66 Nr. 5 BayStrWG kann mit einer Geldbuße bis zu ein-
tausend Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1.	 entgegen § 3 eine öffentliche Straße verunreinigt oder verunrei-
nigen lässt,

2.	die ihm nach den §§ 4 und 5 obliegende Reinigungspflicht nicht 
erfüllt,

3.	 entgegen den §§ 9 und 10 die Gehbahnen nicht oder nicht recht-
zeitig sichert.

§ 14
Inkrafttreten

(1) 	Diese Verordnung tritt mit ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt 
Kulmbach in Kraft. Sie gilt 20 Jahre. 

(2) 	Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Reinhaltung und Rei-
nigung und Sicherung der öffentlichen Straßen und die Siche-
rung der Gehbahnen im Winter vom 24. Mai 2004 außer Kraft. 

Neuenmarkt, 07. Mai 2024
Gemeinde Neuenmarkt
Alexander Wunderlich
Erster Bürgermeister

Anlage 1 (zu § 4 Abs. 1, § 5 und § 6)
Verzeichnis der zu reinigenden Straßen (Straßenverzeichnis)

Gruppe A + B (Gehbahnen und Fahrbahnränder):
Hauptstraße, Wirsberger Straße, Bayreuther Straße (alles St 2183), 
Ortsdurchfahrt Hegnabrunn und Ortsdurchfahrt See (beide KU 21) 
und Ortsdurchfahrt Schlömen (St 2183).

Gruppe C (Reinigungsfläche bis zur Fahrbahnmitte):
Ortsstraßen im Gemeindeteil Neuenmarkt, Hegnabrunn, See, 
Schlömen sowie alle hier nicht aufgeführten, innerhalb der ge-
schlossenen Ortslage liegenden Straßen, Wege und Teilstrecken 
von Gemeindeverbindungsstraßen im Sinne des Art. 46 BayStrWG 
in der Gemeinde Neuenmarkt.

BEKANNTMACHUNG 	 Stadt Kulmbach

Wahlbekanntmachung zur Europawahl am 09. Juni 2024

1.	Die Wahl dauert von 08 bis 18 Uhr. 

2.	Die Stadt Kulmbach ist in 23 allgemeine Wahlbezirke eingeteilt.
	 In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der 

Zeit vom 28.04. bis 19.05.2024 übersandt worden sind, sind der 
Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem die Wahlbe-
rechtigten zu wählen haben.

3.	Die Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des Briefwahler-
gebnisses um 16.30 Uhr 

	 in der Volkshochschule, Bauergasse 4, 
	 im Markgraf-Georg-Friedrich-Gymnasium, Schießgraben 1,
	 im Rathaus, Sitzungssaal, Marktplatz 1, 95326 Kulmbach 
	 zusammen (siehe Übersichtsplan in den jeweiligen Gebäuden).

4.	 Jede wahlberechtigte Person kann nur in dem Wahlraum des 
Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis sie eingetra-
gen ist.

	 Die Wählerinnen und Wähler haben ihre Wahlbenachrichtigung 
und einen amtlichen Personalausweis – Unionsbürgerinnen/Uni-
onsbürger einen gültigen Identitätsausweis – oder Reisepass zur 
Wahl mitzubringen.

	 Die Wahlbenachrichtigung ist auf Verlangen bei der Wahl abzu-
geben.

	 Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jede Wählerin und 
jeder Wähler erhält bei Betreten des Wahlraums einen Stimm-
zettel ausgehändigt. 

	 Jede Wählerin und jeder Wähler hat eine Stimme. 
	 Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer 

die Bezeichnung der Partei und ihre Kurzbezeichnung bzw. 
die Bezeichnung der sonstigen politischen Vereinigung und ihr 
Kennwort sowie jeweils die ersten zehn Bewerber oder Bewer-
berinnen der zugelassenen Wahlvorschläge und rechts von der 
Bezeichnung der Wahlvorschlagsberechtigten einen Kreis für die 
Kennzeichnung.

	 Die wählende Person gibt ihre Stimme in der Weise ab,
	 dass sie auf dem rechten Teil des Stimmzettels durch ein in 

einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig 
kenntlich macht, welchem Wahlvorschlag sie gelten soll.

	 Der Stimmzettel muss von der wählenden Person in einer Wahl-
kabine des Wahlraums oder in einem besonderen Nebenraum ge-
kennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass ihre Stimm-
abgabe nicht erkennbar ist.

	 In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder gefilmt werden.

5.	Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung 
erfolgende Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im 
Wahlbezirk sind öffentlich. Jede Person hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist.

6.	Wählerinnen und Wähler, die einen Wahlschein haben, können 
an der Wahl im Landkreis oder in der kreisfreien Stadt, in dem/
der der Wahlschein ausgestellt ist,
a) 	durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk des Land-

kreises/der kreisfreien Stadt
oder
b)	durch Briefwahl
teilnehmen.

	 Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeinde 
(Verwaltungsgemeinschaft) einen Wahlschein, einen amtlichen 
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Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen 
amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief 
mit dem Stimmzettel (im verschlossenen Stimmzettelumschlag) 
und dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig der auf 
dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, dass er 
dort spätestens am Wahltag bis 18 Uhr eingeht. Der Wahlbrief 
kann auch bei der angegebenen Stelle abgegeben werden.

	 Mit der Erteilung eines Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen 
wird für die wahlberechtigte Person im Wählerverzeichnis die 
Ausstellung des Wahlscheins vermerkt. Dieser Vermerk hat zur 
Folge, dass die wahlberechtigte Person ohne Wahlschein weder 
in einem Wahllokal noch per Briefwahl wählen kann. Gehen 
die beantragten Wahlunterlagen nicht oder nicht rechtzeitig 
zu, sollten sich die betroffenen Wahlberechtigten umgehend an 
ihr Wahlamt wenden. Bis spätestens Samstag, 08. Juni 2024, 12 
Uhr, besteht noch die Möglichkeit, einen neuen Wahlschein beim 
Wahlamt zu beantragen, wenn glaubhaft versichert wird, dass der 
beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist.

7.	 Jede wahlberechtigte Person kann ihr Wahlrecht nur einmal 
und nur persönlich ausüben. Das gilt auch für Wahlberechtigte, 
die zugleich in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union zum Europäischen Parlament wahlberechtigt sind. Eine 
Ausübung des Wahlrechts durch einen Vertreter anstelle der 
wahlberechtigten Person ist unzulässig (§ 6 Abs. 4 des Europa-
wahlgesetzes).

	 Eine wahlberechtigte Person, die des Lesens unkundig oder we-
gen einer Behinderung an der Abgabe ihrer Stimme gehindert 
ist, kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer 
von der wahlberechtigten Person selbst getroffenen und geäu-
ßerten Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfe-
leistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die 
selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung der stimm-
berechtigten Person ersetzt oder verändert oder wenn ein Inte-
ressenskonflikt der Hilfsperson besteht (§ 6 Abs. 4a des Europa-
wahlgesetzes).

	 Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer 
Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Un-
befugt wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen 
der Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine ge-
äußerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme 
abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 des Strafge-
setzbuches). 

Kulmbach, 10. Mai 2024
Stadt Kulmbach
Ingo Lehmann
Oberbürgermeister

BEKANNTMACHUNG	 Stadt Kulmbach - Stadtwerke

Jahresabschluss der Stadtwerke Kulmbach zum 31.12.2022

Gemäß § 25 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung Bayern (EBV Bay) 
vom 29. Mai 1987 (GVBl S. 195) BayRS 2023-7-I wird bekanntgege-
ben:
Der Stadtrat beschließt am 25.01.2024 die Feststellung des Jahres-
abschlusses der Stadtwerke Kulmbach zum 31.12.2022 und des La-
geberichts für das Jahr 2022 wie folgt:
 
Bilanz
Aktivseite	 131.049.877,84 €
Passivseite	 131.049.877,84 €
Erfolgsrechnung
Betriebsertrag	 81.130.528,94 €
Betriebsaufwand	 80.108.179,75 €
Jahresgewinn	  1.022.349,19 €
c) Vermögen 	 131.049.877,84 €
d) Verbindlichkeiten 	 88.480.449,50 €
Der Stadtrat beschließt, dass der Jahresgewinn von 1.022.349,19 € 
der Allgemeinen Rücklage zugeführt werden soll. Der für den Be-
reich Versorgung enthaltene Ergebnisanteil soll für Investitionen 
und Tilgungsleistungen des laufenden Jahres und der Folgejahre 
im Bereich Versorgung eingesetzt werden.
Der Beschluss steht unter dem Vorbehalt der noch durchzuführen-
den örtlichen Rechnungsprüfung.
Die mit der Abschlussprüfung nach § 25 Abs. 2 EBV Bay in Ver-
bindung mit Art. 107 Abs. 1 GO (in der Fassung vom 22.08.1998) 
beauftragte Fränkische Revisions- und Treuhandgesellschaft Dr. 

Friedrich mbH erteilte am 11.01.2024 für den Jahresabschluss zum 
31.12.2022 und den Lagebericht für das Jahr 2022 folgenden unein-
geschränkten Bestätigungsvermerk:
Prüfungsurteile
„Wir haben den Jahresabschluss der Stadtwerke Kulmbach – beste-
hend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2022 bis zum 
31. Dezember 2022 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstel-
lung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Dar-
über hinaus haben wir den Lagebericht der Stadtwerke Kulmbach 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 
geprüft. 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnisse
•	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen 

Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2022 
sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 
bis zum 31. Dezember 2022 und

•	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Be-
langen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung 
zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts geführt hat.
Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsät-
zen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Be-
stätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung 
mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die 
von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Werkausschus-
ses für den Jahresabschluss und den Lagebericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung 
des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaf-
ten geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesent-
lichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver-
mittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deut-
schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbe-
absichtigten – falschen Darstellungen ist.
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen 
Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weite-
ren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 
mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf 
der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tat-
sächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentli-
chen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Fer-
ner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet 
haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung 
mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er-
möglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aus-
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sagen im Lagebericht erbringen zu können.
Der Werkausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts.
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlan-
gen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – be-
absichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belan-
gen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsver-
merk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber kei-
ne Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung 
stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus
•	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – be-

absichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-
langen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Ver-
stöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsich-
tigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das 
Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

•	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jah-
resabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für 
die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 
Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Ge-
sellschaft abzugeben.

•	 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die 
Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

•	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen 
oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fä-
higkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass 
eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahres-
abschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls 
diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungs-
urteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf 
der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gege-
benheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

•	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt 
des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

•	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage der Gesellschaft.

•	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im La-
gebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungs-

nachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunfts-
orientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sach-
gerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidba-
res Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunfts-
orientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung 
sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prü-
fung feststellen.“
Jahresabschluss und Lagebericht liegen ab dem Tag der Bekannt-
machung bei den Stadtwerken Kulmbach, Hofer Straße 14, während 
der allgemeinen Öffnungszeiten sieben Tage öffentlich aus.

Kulmbach, 17. Mai 2024
Stadt Kulmbach
Ingo Lehmann 
Oberbürgermeister

BEKANNTMACHUNG	  Evang.-Luth. Kirchengemeinde
 		  Kulmbach-Mangersreuth

Öffentliche Bekanntmachung der 
Änderung der Friedhofsgebührenordnung

der Evang.-Luth. Kirchengemeinde Kulmbach-Mangersreuth

Der Kirchenvorstand der Evang.-Luth. Kirchengemeinde Mangers-
reuth hat in seiner Sitzung am 20.01.2024 die Gebührenordnung ge-
ändert.
Die Gebühr für eine Beisetzung im anonymen Gräberfeld nach § 3.5 
a) wird ermäßigt auf 150,00 €. Hinzu kommen eine Verwaltungsge-
bühr von 100,00 € sowie eine Beisetzungsgebühr von 120,00 €.
Die Änderung wurde kirchenaufsichtlich genehmigt.

Kulmbach, 08. Mai 2024
Evang.-Luth. Kirchengemeinde
Kulmbach-Mangersreuth
Jürgen Rix
Pfarrer

BEKANNTMACHUNG	 Markt Mainleus

Beteiligungsbericht des Marktes Mainleus 
für das Haushaltsjahr 2022

Der Markt Mainleus hat gemäß Art. 94 Abs. 3 GO jährlich einen Be-
richt über seine Beteiligungen an Unternehmen in der Rechtsform 
des Privatrechts zu erstellen, wenn ihm mindestens 5 % der Anteile 
an diesen Unternehmen gehören. Der Beteiligungsbericht für das 
Haushaltsjahr 2022 wurde erstellt und dem Marktgemeinderat in 
öffentlicher Sitzung am 06.05.2024 (TOP 3) vorgelegt.
Beteiligung mit 49 % an der MAWO gGmbH 
und
Beteiligung mit 20 % an der DIMACare gGmbH
Der Beteiligungsbericht liegt zur Einsichtnahme während den allge-
meinen Öffnungszeiten im Rathaus Mainleus, Fritz-Hornschuch-Platz 
4, 95336 Mainleus, Zimmer 30 (Finanzverwaltung / Kämmerei), aus.

Mainleus, 08. Mai 2023
Markt Mainleus
Robert Bosch
Erster Bürgermeister
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